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Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
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(Jo. 1025.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 28ſten Juni 1826., die Grundſatze fuͤr die 
offentlichen ſtaͤdtiſchen Leih- Anſtalten betreffend. 


800 bin mit der vom Staatsminiſterio im Bericht vom 31ſten vorigen Monats 
geaͤußerten Anſicht, daß es wuͤnſchenswerth ſey, die Errichtun. öffentlicher ſtaͤdti⸗ 
jeher Leihanſtalten möglichft zu befördern, und, da die Vorſchriften der Geſetze 
vom Zten März 1787. und Aten April 1803., welche hauptſaͤchlich auf Unterdruͤk⸗ 
kung des bei Privat⸗Leihanſtalten zu befuͤrchtenden Wuchers abzwecken, bei oͤffent⸗ 
lichen Anſtalten dieſer Art weder nothwendig, noch allenthalben anwendbar ſind, 
fuͤr letztere gewiſſe allgemeine Grundſaͤtze feſtzuſtellen, vollkommen einverſtanden, und 
beſtimme für diejenigen Provinzen, in welchen das Allgemeine Landrecht nebſt obi⸗ 
gen Geſetzen gilt, Folgendes: ae 8 

1) Die Regierungen ſollen berechtigt ſeyn, auf Antrag der Stadtkommunen 
in allen ſolchen Orten, in welchen das oͤffentliche Beduͤrfniß ſolches erfordert, und 
wo die zu ordnungsmaͤßiger Beſorgung des Geſchaͤfts erforderlichen Vorkehrungen 
getroffen werden koͤnnen, die Errichtung öffentlicher Pfandleih-Anſtalten zu geneh⸗ 
migen, und die nach den Lokalverhaͤltniſſen einzurichtenden Reglements, in ſofern ſie 
nichts der gegenwartigen Verordnung und den allgemeinen Geſetzen Widerſprechen⸗ 
des enthalten, zu beſtaͤtigen. ö ü 

2) Dieſe Anſtalten muͤſſen jedoch von den Stadtkommunen garantirt, unter 
fortwaͤhrende Aufficht der Stadtmagiſtraͤte und KRommunrepraͤſentanten geſtellt und 
fuüuͤr Rechnung der Stadtkommune ſelbſt geführt, die dabei fich ergebenden Ueber⸗ 
ſchuͤſſe aber lediglich der Orts-Armenkaſſe uͤberwieſen werden. Wenn die Kom: 
munen dergleichen oͤffentliche Anſtalten an Privatunternehmer pachtweiſe oder ſonſt 
zu eigener Adminiſtration uͤberlaſſen; fo ſollen nicht ferner die gegenwärtig feſtzu⸗ 
ſtellenden Grundſaͤtze, ſondern die Vorſchriften der allgemeinen, in Beziehung auf 
die Privat⸗Pfandverleiher beſtehenden, Geſetze auf fie Anwendung finden. 

3) Bei jeder ſolchen Anſtalt muͤſſen unbeſcholtene, des Werthes der ver: 
ſchiedenen Arten von Sachen, die als Pfaͤnder dienen, hinreichend kundige Perſonen 
als Taxatoren angeſtellt und vereidet werden. Jeder, welcher eine Sache als 
Pfand darbringt, iſt berechtigt, ſich nach dem Ausfalle der von dieſen Perſonen 
feftzuftellenden Taxe zu erkundigen, und wenn er fie in Beziehung auf die daraus 
hervorgehenden rechtlichen Folgen ($. 6.) zu niedrig findet, die zum Pfand beftimmt 
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geweſene Sache zuruͤckzunehmen, ohne fuͤr die Abſchaͤtzung irgend eine Gebuͤhr zu 
entrichten. Dr : 

4) Eine von der Regierung zu beſtaͤtigende Magiſtratsperſon muß als ſpe⸗ 
zieller Kurator der Anſtalt zur fortwaͤhrenden Aufſicht uͤber dieſelbe und den anzu⸗ 


ſtellenden Rendanten beſtimmt, der Magiſtrat im Ganzen aber verpflichtet werden, 


ſie von Zeit zu Zeit unter Zuziehung von Deputirten der Gemeindevertreter zu revi⸗ 


diren, und für ordnungsmaͤßigen Geſchaͤftsbetrieb zu forgen, auch die etwa einge 


henden Beſchwerden zu unterſuchen und zu erledigen. 


5) Bei jeder Anſtalt iſt ein ordentliches Pfandbuch zu fuͤhren, in welchem in 


verſchiedenen Kolonnen eingetragen werden muß: 
a) die Nummer des Pfandes; 
b) der Name des Pfandſchuldners; 
o) die Beſchreibung des Pfandes; 
d) die Taxe deſſelben; 
e) die Summe des Darlehns; 
f) das Datum der Auszahlung des Darlehns; : . 
g) die Zeit, auf welche es gegeben wird, und der Termin der Zuruͤckzah⸗ 
lung oder Erneuerung; i : 
h) der Betrag der dann davon zu entrichtenden Zinſen. 
Der Unterſchrift des Pfandſchuldners bedarf es nicht. 


6) Dem Pfandſchuldner wird ein, alle dieſe Data enthaltender, mit dem 


Pfandbuche wörtlich uͤbereinſtimmender, vom Rendanten auszuſtellender Pfandſchein 
ausgeſtellt, welcher als vollſtaͤndiges Beweisdokument fuͤr und wider die Anſtalt 


gilt, dergeſtalt, daß, wenn letztere beim Verluſt des Pfandes Erſatz zu leiſten ver- 


pflichtet iſt, nur auf den im Pfandſchein ausgedruͤckten Werth der Sache Ruͤckſicht 


genommen, der Beweis eines größeren oder geringeren Werths aber weder dem 


einen noch dem andern Theile nachgelaſſen wird. In welchen Faͤllen der Eigen⸗ 


thuͤmer des Pfandes deſſen Verluſt zu tragen, oder von der Anſtalt Erſatz zu 


fordern hat, beſtimmen die allgemeinen Geſetze. 


7) Die Regierungen koͤnnen in den zu entwerfenden Reglements den Kom⸗ 


munen die Erhebung von acht Prozent jaͤhrlicher Zinſen geſtatten. Wenn jedoch 
nach den oͤrtlichen Verhaͤltniſſen wegen geringen Betriebs, Koſtſpieligkeit der 
Verwaltung ꝛc. mit dieſem Zinsfuße nicht auszulangen wäre, fo ſollen die Mini⸗ 
ſterien der Juſtiz und des Innern hiermit authoriſirt ſeyn, auf Antrag der Regie⸗ 
rungen, einen höheren Zinsfuß bis zum Maximo von zwölf und einem halben 
Prozent zu geſtatten. a 


8) Außer den hiernach reglementsmaͤßig feſtzuſetzenden Zinſen, follen die 


Anſtalten fuͤr die Abſchaͤtzung, Einſchreibung, Ausſtellung des Pfandſcheins und 


überhaupt unter irgend einem andern Titel etwas von dem Schuldner zu fordern 


nicht berechtigt ſeyn, vorbehaltlich der bei nicht erfolgter zeitiger Einloͤſung nach 


H. 9., 10. und 13. zu erlegenden Koſten. Diejenigen Beamten, welche dem ent⸗ 

gegen handeln, ſollen mit den Strafen des Wuchers belegt werden. 

s Auch bei der Verlängerung des Pfandleih-Vertrages darf unter derſelben 

Verwarnung dem Pfandſchuldner außer den Zinſen, nichts abgefordert werden. = 
: 9) Zu 


s 
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) Zu gewiffen in den Reglements genauer zu beſtimmenden Zeiten, follen 
die nicht eingelöfeten Pfaͤnder, jedoch nicht eher als ſechs Monate, nach der für jedes 
einzeln beſtimmten Cinlöfungsfrift, und nachdem die abzuhaltende Verſteigerung 
wenigſtens innerhalb neun Wochen vorher durch die öffentlichen Blaͤtter des Orts, 
oder auf die ſonſt bei öffentlichen Bekanntmachungen daſelbſt gewoͤhnliche Art dreimal 
angekuͤndiget worden, von der Anſtalt öffentlich verſteigert werden. Dieſe Verſteige⸗ 
rung muß unter Direktion und in fortwaͤhrender Gegenwart des Kurators der 
Anſtalt, welcher uͤber die erlangten Meiftgebote ein Gegenprotokoll zu fuͤhren hat, 
ge Sur dieſe Verſteigerung koͤnnen die in der Sportultaxe für die Unter⸗ 
erichte feſtgeſetzten Gebuͤhren, jedoch niemals als Emolument fuͤr die dabei mitwir⸗ 
enden Offizianten, ſondern immer nur fuͤr die Kaſſe der Anſtalt, berechnet, un 
den Pfandſchuldnern an dem Ueberſchuſſe des Erloͤſes abgezogen werden. - 
10) Bis zu erfolgtem Zuſchlage iſt jeder Pfandſchuldner fein Pfand gegen 
Berichtigung des Darlehns und der bis zur wirklichen Einlöſung aufgewachſenen 
Zinſen zuruͤckzunehmen berechtigt, jedoch, wenn bereits Vorkehrungen zur öffentlichen 
Verſteigerung getroffen worden find, verpflichtet, zu den hierauf verwandten Koſten 
einen in den Reglements ein fuͤr allemal feſtzuſetzenden Beitrag zu entrichten, welcher 
jedoch Einen Silbergroſchen von jedem Thaler des Darlehns nicht uͤberſteigen ſoll. 

11) Auch wenn das Pfand zu einer Konkursmaſſe gehört, ſoll dieſes Ver⸗ 
fahren beobachtet, jedoch, wenn der Kurator der Maſſe nicht etwa die Einloͤſung 
des Pfandes vorzieht, der Magiſtrat auf Requiſition des Gerichts verpflichtet ſeyn, 
deſſen Verſteigerung auch außer dem gewöhnlichen Termine zu bewirken. Es wird 
daher in Beziehung auf dergleichen Anſtalten die Beſtimmung der Allgemeinen 
Gerichtsordnung Titel 50. H. 206. hiermit aufgehoben, indem dieſe Anſtalten bei 
Beobachtung des hier vorgeſchriebenen Verfahrens nicht verbunden ſeyn ſollen, dem 
in Konkurſen verhaͤngten offenen Arreſte gemaͤß, die Pfaͤnder eines Gemeinſchuldners 
unentgeldlich herauszugeben, und den Pfandſchilling zu liquidiren. = 

42) Unmittelbar nach erfolgter Verſteigerung ſoll an die Intereſſenten in der 
H. 9. beſtümmten Art ein öffentlicher Aufruf erlaſſen werden, ſich bei der Anſtalt zu 
melden, um den nach Berichtigung des Darlehns und der davon bis zum Verkauf 
des Pfandes angelaufenen Zinfen verbleibenden Ueberſchuß, gegen Ruͤckgabe des 
Pfandſcheins und Quittung, in Empfang zu nehmen. In ſofern diefer Ueberſchuß 
weniger als zehn Thaler betraͤgt, und ſich binnen ſechs Wochen nach der Bekannt⸗ 
machung Niemand zu deſſen Empfangnahme meldet, iſt ſolcher an die Armenkaſſe 
des Orts abzugeben, und der Pfandſchein mit den darauf begruͤndeten Rechten der 
Pfandſchuldner für amortiſirt zu achten. 5 ; 

13), Die mehr als zehn Thaler betragenden Ueberſchuͤſſe dagegen find vom 
Magiſtrate unter Vertretung der Stadtkommune zu aſſerviren. Meldet ſich binnen 
Jahresfriſt von der erſten Aufforderung an, Niemand zu deren Empfangnahme, 
fo hat der Magiſtrat bei dem Gericht ein öffentliches Aufgebot der Intereſſenten in 
Antrag zu bringen, und letzteres daſſelbe unter Beſtimmung einer Praͤkluſivfriſt von 
drei Monaten zu erlaſſen. Den hierauf zeitig ſich meldenden Pfandſchuldnern ſoll 
dann dieſer Ueberſchuß nach Abzug der gerichtlichen Koſten und der vom Magiſtrat 


zu liquidirenden Aſſervationskoſten, welche die Hälfte der tarmaͤßigen hen 
\ 3 Depo⸗ 


. 

Depoſitalgebuͤhren nicht überfteigen Dürfen, annoch ausgeantwortet werden. Dagegen 

ſind die Betraͤge der Forderungen praͤkludirter Intereſſenten lediglich nach Abzug der 

Gerichtskoſten, und ohne das der Magiſtrat Aſſervationskoſten zu liquidiren berech⸗ 
tigt iſt, ebenfalls an die Armenkaſſe abzugeben. : i = 

5 14) In allen zwiſchen der Anſtalt und den Pfandſchuldnern ſowohl als dritten 

Perſonen entſtehenden und durch Vergleich nicht zu ſchlichtenden Streitigkeiten, ſollen 


die Magiſtraͤte, in ſofern gegenwaͤrtige Verordnung nicht über den Fall Beſtimmung 


enthaͤlt, nach den allgemeinen Rechtsvorſchriften ſich richten, und die Gerichte dar⸗ 
nach und namentlich nach der Deklaration vom Aten April 1803. entſcheiden. 
15) In ſolchen Orten, in welchen oͤffentliche ſtaͤdtiſche Leihanſtalten beſtehen, 
welche dem Beduͤrfniſſe des Publikums Genuͤge leiſten, und zu begründeten Beſchwer⸗ 
den keine Veranlaſſung geben, ſollen neue Konzeſſionen für Privat⸗Pfandverleiher 
nicht ertheilt werden. e 
16) In Hinſicht der bereits unter Genehmigung des Staats beſtehenden 
öffentlichen Pfandleih⸗Anſtalten, bewendet es bei den denſelben bei ihrer Errichtung 
ertheilten Konzeſſionen. ö 
Berlin, den 28ſten Juni 1826. 


An das Staatsminiſterium: 


Berichtigung zweier Druckfehler 
bezuglich auf die unter No. 982. abgedruckte Allerhoͤchſte Kabinetsorder 
N = vom Siften Dezember 1825. 


N, dem Abdrucke der Allerhoͤchſten Kabinetsorder vom 31ſten Dezember v. J., 


die Abaͤnderung in der bisherigen Organiſation der Provinzial-Verwaltungs⸗ 
Behörden betreffend, No. 982. Seite 5. der Geſetzſammlung muß 
1) Seite 7. in der fünften Zeile ſtatt H. 7., gelefen werden: H. 6., und 
2) Seite 14. in der zweiten Zeile ſtatt H. 25 —88., geleſen werden: H. 25 — 28. 
welches hierdurch bekannt gemacht wird. a 
Berlin, den Siften Auguſt 1826, 


Das Staatsminiſterium. 
v. Schuckmann. Graf v. Lottum. Graf v. Bernstorff. 


Graf v. Danckelmann. Fauͤr den Kriegsminiſter: 
: v. Schoͤler. 


Friedrich Wilhelm. 


